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(Nr. 9567.) Kirchengeſetz, betreffend die Aufhebung von Taufgebühren. Vom 18. Juni 1892. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zu⸗ 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


e 
Die Gebührenpflicht für Taufen ift aufgehoben. 


$. 2. 

Jedoch iſt für Taufen, die, abgeſehen von Nothfällen, nicht in der Kirche 
beziehungsweiſe Kapelle oder dem Pfarrhauſe ſtattfinden, eine von dem Kirchen⸗ 
vorſtande mit Genehmigung der Kirchenregierung feſtzuſtellende Abgabe an die 
Kirchenkaſſe zu erlegen. Ausgenommen von dieſer Beſtimmung ſind diejenigen 
Kirchengemeinden, in welchen die Taufen außerhalb der Kirche beziehungsweiſe 
Kapelle oder des Pfarrhauſes die hergebrachte Regel bilden. 

Entſteht in einem einzelnen Falle darüber Streit, ob dieſe Abgabe zu 
entrichten iſt, fo entſcheidet darüber der Ausſchuß der Bezirksſynode nach An⸗ 
hörung des Kirchenvorſtandes. Gegen dieſe Entſcheidung iſt binnen dreißig Tagen 
nach geſchehener Zuftellung die Beſchwerde an das Konſiſtorium zuläſſig. Eine 
weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 
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Inſofern bei den Taufen eine beſondere, nicht zum Weſen der Handlung 
gehörende Thätigkeit oder Leiſtung in Anſpruch genommen wird, iſt dafür die 
etwa beſtehende oder vom Kirchenvorſtande mit Genehmigung der irchenregierung 
feſtzuſtellende Vergütung dem Bezugsberechtigten zu entrichten. 


$. 4. 

Der den Stellen beziehungsweiſe deren Inhabern oder an ihrer Stelle be⸗ 
zugsberechtigten Kaſſen durch die Aufhebung der Gebühren für Taufen verurſachte 
Ausfall (vergleiche $. 5) iſt von den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe dazu ausreichen 
und wenn nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für ſie 
einzutreten haben, ſonſt von den Kirchengemeinden durch eine Rente zu erſetzen. 

Die Rente iſt am Schluſſe jedes Vierteljahres zahlbar. 


§. 5. 

Die Höhe der Entſchädigungsrente beſtimmt ſich nach dem Durchſchnitt 
der Solleinnahme aus den aufgehobenen Gebühren für die in den Jahren 1887 
bis einſchließlich 1891 vollzogenen Taufen. 

ft Siet Durchſchnittseinnahme nicht zu ermitteln, ſo iſt die Höhe der zu 
gewährenden Entſchädigungsrente unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe 
und der Zahl der in den angegebenen Jahren überhaupt vorgekommenen Taufen 
durch Schätzung zu finden. 

$. 6. 

Von ſechs zu ſechs Jahren kann eine neue Feſtſtellung des für. die Folge⸗ 
zeit zu erſetzenden Ausfalls ſeitens der Kirchenregierung, des Bezugsberechtigten 
oder des Kirchenvorſtandes mit der Wirkung verlangt werden, daß die ur⸗ 
ſprünglich feſtgeſtellte Entſchädigungsrente im Verhältniß des bis dahin ein- 
getretenen Anwachſens oder Herabgehens der Seelenzahl in den Kirchengemeinden 
erhöht oder gemindert wird. Die Seelenzahl der Kirchengemeinde ſoll zu dem 
Ende ſofort bei der erſten Feſtſtellung des Ausfalls im Anſchluß an die zunächſt 
vorhergegangene öffentliche Zählung und demnächſt, ſo oft es nöthig wird, in 
entſprechender Weiſe thunlichſt genau feſtgeſtellt werden. Eine Veränderung der 
Entſchädigungsrente iſt nur dann ſtatthaft, wenn dieſelbe ſich mindeſtens auf 
einen Betrag von fünf Prozent der früheren Rente beläuft. > 


$. 7. 

Denjenigen Kirchengemeinden, welchen nach $. 4 die Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigungsrente an Stelle der Kirchenkaſſe oder Dritter ganz oder theilweiſe ob⸗ 
liegt, wird aus dem im F. 9 bezeichneten landeskirchlichen Fonds ein Erſatz 
gewährt. f 

Dieſer Erſatz beſteht in einer fortlaufenden Rente, deren Jahresbetrag ſich 
berechnet nach der Zahl der in den Jahren 1887 bis einſchließlich 1891 durch⸗ 
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ſchnittlich vollzogenen Taufen, mit Ausſchluß derjenigen, für welche eine höhere 
Gebühr bezahlt ift, vervielfältigt mit dem Gebührenſatze für die einfachſte Form 
der Taufe. Wo dieſer Gebührenſatz nach Ständen, Steuern u. ſ. w. abgeſtuft 
iſt, muß daraus unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe ein Durch⸗ 
ſchnittsſatz gefunden werden. 

Diejenigen Kirchengemeinden, in welchen nach dem 1. Januar 1874 die 
Gebühren für Taufen freiwillig ganz oder theilweiſe ſeitens der Kirchengemeinde 
abgelöſt ſind, erhalten gleichfalls aus dem landeskirchlichen Fonds einen Erſatz, 
welcher nach den in dieſem Geſetz aufgeſtellten Grundſätzen mit der Maßgabe zu 
ermitteln und feſtzuſetzen iſt, daß an Stelle der Jahre 1887 bis 1891 die letzten 
fünf Kalenderjahre vor der Ablöſung treten. a 

Der Erſatz iſt am Schluſſe jedes Vierteljahres zahlbar. i 

Von ſechs zu ſechs Jahren kann ſeitens der Kirchenregierung oder des 
Kirchenvorſtandes eine neue Feſtſtellung des für die Folgezeit zu gewährenden 
Erſatzes nach Maßgabe des F. 6 verlangt werden. 


$. 8. 

Die Feſtſetzung der im F. 5 dieſes Geſetzes vorgeſehenen Entſchädigungs— 
rente und der dafür in Betracht kommenden Seelenzahl der Kirchengemeinde, 
ſowie der nach $. 7 aus dem landeskirchlichen Fonds zu gewährenden Erſatz⸗ 
beträge erfolgt durch das Konſiſtorium. Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen 
dreißig Tagen nach Zuſtellung der Feſtſetzungsverfügung die Beſchwerde an das 
Landeskonſiſtorium zuläſſig, welches endgültig entſcheidet. In den Fällen der 
$$. 5 und 6 dieſes Geſetzes find vor der Entſcheidung des Konſiſtoriums die 
Betheiligten (Bezugsberechtigten und Kirchenvorſtand), ſowie vor der Entſcheidung 
des Landeskonſiſtoriums der Ausſchuß der Bezirksſynode zu hören. 


§. 9. 
Behufs Gewährung des im 8. 7 vorgeſehenen Erſatzes wird ein landes— 
kirchlicher Fonds gebildet, in welchen die ſtaatlicherſeits für die Zwecke der Stol— 
gebührenablöſung zu gewährende Rente fließt. 


§. 10. 

In denjenigen Kirchengemeinden, in welchen eine Aufhebung der Auf— 
gebots⸗ und Trauungsgebühren nach Maßgabe des F. 8 des Kirchengeſetzes vom 
16. Juni 1875 bisher nicht ſtattgefunden hat, tritt dieſe nunmehr ein und iſt 
die Entſchädigungsrente nach den Beſtimmungen des genannten Geſetzes zu 
ermitteln. Soweit in dieſen Kirchengemeinden ein zur Zahlung der Entſchädigungs— 
rente Verpflichteter nicht vorhanden iſt, vermindert ſich die Einnahme der be— 
treffenden Stellen um den Betrag dieſer Entſchädigungsrente; doch wird den 
auf ihnen zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amte befindlichen Per— 
fonen für ihre Amtsdauer die Entſchädigungsrente aus dem im F. 9 bezeichneten 
landeskirchlichen Fonds gezahlt. 
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I. 

Wenn die Staatsrente zur Deckung der aus dem landeskirchlichen Fonds 
zu gewährenden Erſatzbeträge nicht hinreicht, fo iſt durch Beſchluß des Landes- 
konſiſtoriums zu beſtimmen, bis zu welchem Prozentſatz des Einkommenſteuerſolls 
der einkommenſteuerpflichtigen Gemeindeglieder die Kirchengemeinden ohne An- 
ſpruch auf Erſatz aus dem landeskirchlichen Fonds die Entſchädigungsrenten ($. 5) 
ſelbſt zu tragen haben. 

Bei dieſer Beſchlußfaſſung haben die Mitglieder des ſtändigen Ausſchuſſes 
der Landesſynode in der im $. 66 Nr. 2 der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗ 
Ordnung vom 9. Oktober 1864 beſtimmten Weiſe mitzuwirken. 


§. 12. 

Etwaige Erſparniſſe an der ſtaatlicherſeits zu gewährenden Rente verbleiben 
dem landeskirchlichen Fonds. Dieſelben ſind zur Erleichterung ärmerer oder ſchwer 
belaſteter Kirchengemeinden bei Aufbringung der von denſelben zum Zwecke der 
Aufhebung von Stolgebühren jetzt oder in Suen zu übernehmenden beziehungs⸗ 
weiſe nach dem Kirchengeſetz vom 16. Juni 1875 übernommenen Entſchädigungs⸗ 
renten zu verwenden. Ueber die Art und Weiſe dieſer Verwendung bleibt kirchen⸗ 
geſetzliche Regelung vorbehalten. Bis zum Erlaß eines bezüglichen Kirchengeſetzes 
iſt das Landeskonſiſtorium ermächtigt, aus den Erſparniſſen zu gleichen Zwecken 
einmalige Beihülfen zu bewilligen. Daſſelbe hat jährlich unter Beifügung der 
Jahresrechnung eine Ueberſicht über die Verwendung der Erſparniſſe dem 
ſtändigen Ausſchuß der Landesſynode mitzutheilen. 


$. 13. 
Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


n 
Das Landeskonſiſtorium iſt mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 18. Juni 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 
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(Nr. 9568.) Geſetz, betreffend die Gewährung einer Staatsrente für Stolgebühren- 
entſchädigungen in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 20. Auguſt 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


Artikel 1. 

Dem nach dem $. 9 des Kirchengeſetzes für die evangeliſch-lutheriſche 
Kirche der Provinz Hannover, betreffend die Aufhebung von Taufgebühren, vom 
18. Juni 1892 zu bildenden landeskirchlichen Fonds wird ſeitens des Staates 
vom 1. Oktober 1892 ab eine dauernde, vierteljährlich im Voraus zahlbare Rente 
im Betrage von jährlich 140 000 Mark überwieſen. Dieſe Staatsrente iſt aus⸗ 
ſchließlich dazu beſtimmt, ſolchen Kirchengemeinden, welche die für aufgehobene 
Stolgebühren zu gewährenden Entſchädigungsrenten durch Umlage aufbringen 
müſſen, nach Maßgabe der $$. 9 und 12 des Kirchengeſetzes vom 18. Juni 1892 
Beihülfen zu gewähren. 


Artikel 2. 


Gegen die nach 5 8 a. a. O. zu treffenden Feſtſetzungen iſt der Rechtsweg 
ausgeſchloſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Marmor- Palais, den 20. Auguſt 1892. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Boſſe. 


(Nr. 9568 — 9570.) 


d e 
(Nr. 9569.) Verordnung über das Inkrafttreten des Kirchengeſetzes, betreffend die Aufhebung 


von Taufgebühren in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
vom 18. Juni 1892. Vom 30. Auguſt 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen *. 


verordnen in Gemäßheit des $. 13 des Kirchengeſetzes vom 18. Juni 1892, 
GE die Aufhebung von Taufgebühren in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover, daß das vorbezeichnete Kirchengeſetz mit dem 1. Oktober 
1892 in Kraft tritt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. \ 

Gegeben Marmor- Palais, den 30. Auguſt 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


. 


(Nr. 9570.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Titel- und Rangverhältniſſe der Leiter und 
Lehrer an den höheren Unterrichtsanſtalten. Vom 28. Juli 1892. 


Alf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 11. d. M. beſtimme Ich hier⸗ 
durch, daß 
1) die Leiter der dem Unterrichtsminiſterium unterſtellten höheren Lehr— 
anſtalten von geringerer als neunjähriger Kurſusdauer, d. h. der Pro⸗ 
ee „Realprogymnaſien, Realſchulen und höheren Bürgerſchulen 
ünftig die Amtsbezeichnung „Direktor“ führen und zur fünften Rang⸗ 
klaſſe der höheren Provinzialbeamten gehören, aber gegebenen Falles 
zur Verleihung des perſönlichen Ranges als Räthe vierter Klaſſe in 
Vorſchlag gebracht werden können, ſofern fie eine zwölfjährige Schul- 
dienſtzeit von der Beendigung des Probejahres ab zurückgelegt haben; 
2) die wiſſenſchaftlichen Lehrer aller nachbenannten höheren Unterrichts- 
anſtalten: der Gymnaſien, Realgymnaſien, Oberrealſchulen, Dro, 
gymnaſien, Realprogymnaſien, Realſchulen und höheren Bürgerſchulen 
die Amtsbezeichnung „Oberlehrer“ führen und der fünften Rangklaſſe 
der höheren Provinzialbeamten angehören, daß ferner einem Theile 
derſelben bis zu einem Dritttheil der Geſammtzahl der Charakter 
Profeſſor und der Hälfte der Profeſſoren der Rang der Räthe vierter 
Klaſſe verliehen werden kann, ſofern ſie eine zwölfjährige Schuldienſt⸗ 
zeit von der Beendigung des Probejahres ab zurückgelegt haben; 
3) die Ernennung und bei nichtſtaatlichen oder nicht vom Staate ver- 
walteten höheren Lehranſtalten die Beſtätigung der zu 1 bezeichneten 
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Leiter höherer Unterrichtsanſtalten, desgleichen die Verleihung der 
vierten Rangklaſſe an dieſelben ſowie an die zu 2 bezeichneten Pro⸗ 
feſſoren Mir vorbehalten bleibt; 

4) die Ernennung beziehungsweiſe Beſtätigung der Profeſſoren an den 
höheren Unterrichtsanſtalten, ſoweit dieſelbe nicht in geeigneten Fällen 
von Mir erfolgt, dem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten zuſteht; 

5) die Ernennung beziehungsweiſe Beſtätigung der Oberlehrer durch die 
Provinzial⸗Schulkollegien erfolgt. 

Die entgegenſtehenden älteren Beſtimmungen werden hierdurch abgeändert 

beziehungsweiſe aufgehoben. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Marmor- Palais, den 28. Juli 1892. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 9571.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Göttingen. Vom 27. Auguſt 1892. 


d. Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im H. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Göttingen gehörigen Gemeinden 
Geismar und Lenglern 
am 1. Oktober 1892 beginnen ſoll. 


Berlin, den 27. Auguſt 1892. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
i Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
(Nr. 9570 - 9571.) 
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